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anzuhören, hatte in der Tat als erster 
der Justizminister das Wort ergriffen 
und den Abgeordneten die Maßnahmen 
vorgestellt, die von der Regierung in 
Bezug auf die künftige Behandlung von 
Flüchtlingen getroffen werden sollen. 
Sich nach außen großzügig gebend will 
die Regierung jenen Personen, die vor 
dem 1.7.1998 ihren Asylantrag stellten 
(ungefähr 800 Personen) und jenen, die 
einer im Kosovo beheimateten Minder-
heit angehören und vor Ende 1999 nach 
Luxemburg kamen (etwa 500 Men-
schen), eine Aufenthaltsgenehmigung 
gewähren. Das nannte er „eine humane 
Herangehensweise“ und vergaß zu erk-
lären, dass rund 3000 Flüchtlinge nicht 
in deren Genuss kommen werden, also 
demnächst mit Gewalt ausgewiesen 
werden müssten, wie ASTI und ELENA 
in ersten Kommentaren betonten.

Uns interessiert heute weniger der 
Inhalt der Flüchtlingsdebatte als die 

Art und Weise, wie ein Minister mit 
dem Parlament umspringt. Die Debatte 
hatte für Luc Frieden offenbar nur den 
Zweck, seine Asylpolitik von der Par-
lamentsmehrheit absegnen zu lassen, 
um dann am folgenden Montag in 
der parteipolitischen Sendung von RTL 
behaupten zu können, zwei Drittel der 
Abgeordneten ständen hinter ihm, nur 
die Grünen seien gegen seine Politik. 
(Seit wann die Grünen ein Drittel der 
Abgeordneten stellen, muss er aller-
dings auch noch erklären.)

Die parlamentarische Demokratie ist 
für den Regierungsvertreter nur eine 
virtuelle. Wohl gibt es die Kulisse der 
Kammer; wohl kann man dort dis-
kutieren; aber entschieden ist längst 
alles auf Regierungsebene. Und das 
sogar in sensiblen Dossiers wie der 
Flüchtlingspolitik, zu der es immerhin 
eine öffentliche Debatte gab, in der 
Nicht-Regierungsorganisationen(NRO) 
wie der Flüchtlingsrat und die katho-
lische Kirche sowie die Presse aktiv 
mitmischten (sogar das LW stand kei-
neswegs einmütig auf Seiten des CSV-
Ministers). Demgegenüber berief sich 
der Minister auf eine nicht zu fassende 
öffentliche Meinung, die sich wohl 
in privaten Briefen an ihn oder in 
Stammtischgesprächen, schon seltener 
in Leserbriefen äußert, die seines Erach-
tens aber von einer ausländerfeindli-
chen Grundstimmung getragen sei.

Natürlich tragen die Parlamentarier, 
zumindest jene der jeweiligen Mehr-
heitsparteien, selbst ihren Teil Mit-
verantwortung an dieser Entwicklung. 
forum berichtete in Nr. 205 über das vom 
ehemaligen Wirtschaftsminister Robert 
Goebbels (LSAP) eingebrachte Gesetzes-
vorhaben zur Umsetzung der EU-Paten-
trichtlinie „Rechtlicher Schutz biotech-
nologischer Erfindungen“ in nationales 
Recht, das der jetzige Wirtschaftsmi-

Auf dem Wege zur partizipativen 
Demokratie

„Wie aus einem Schreiben des Justiz-
ministers an Kammerpräsident Jean 
Spautz hervorgeht, (...) möchte Luc 
Frieden vor allem auch von den einzel-
nen Fraktionen wissen, wie sie sich die 
künftige Ausrichtung des Asylrechts 
vorstellen. Darüber hinaus möchte der 
Minister den behördlichen Umgang mit 
jenen Flüchtlingen thematisieren, deren 
Asylgesuche definitiv abgelehnt wor-
den sind (...).“ So stand es im LW 
vom 22.3.2001 in der Vorschau auf die 
Kammersitzung vom selben Tag. Solche 
Konsultationsdebatten sollten eigent-
lich Kernstück der parlamentarischen 
Demokratie sein, wenn man das Volk 
als Souverän ernst nimmt. Doch es 
kommt selten genug vor, dass die Regie-
rung oder ein Minister das Parlament 
um Stellungnahme bittet, bevor die 
Exekutive Entscheidungen trifft.

Die virtuelle Demokratie
Und auch diesmal täuschte die 
Vorschau. „Eingangs der Konsultie-
rungsdebatte in der Flüchtlingspolitik 
resümierte Justizminister Luc Frieden 
die fünf Kernideen der luxemburgischen 
Asylpolitik,“ hieß es tags darauf im LW. 
Statt sich zuerst die Ideen der Abge-
ordneten bzw. der einzelnen Parteien 
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nister Henri Grethen (DP) ohne lange 
Debatte durchpeitschen wollte. Dank 
Intervention von Geenpeace, ASTM 
und des Erzbischofs von Luxemburg 
und mit Unterstützung der Grünen 
und der CSV wurde das Gesetze-
sprojekt doch noch in die parlamenta-
rische Kommission für ethische Fragen 
überwiesen, die daraufhin die genann-
ten NRO mehrmals zu Anhörungen 
einlud. Ohne die Stellungnahmen der 
Fachleute und das Gutachten der Kam-
merkommission abzuwarten, bekräf-
tigte der Wirtschaftsminister den Wil-
len der Regierung, das Gesetz ohne 
Abstriche ins Kammerplenum zu brin-
gen und von der Mehrheit absegnen zu 
lassen. Dabei gibt es auch auf europäi-
scher Ebene eine breite Bewegung gegen 
die Richtlinie 98/44/EC und die Nie-
derlande und Italien haben bereits ein 
Annulationsverfahren vor dem europäi-
schen Gerichtshof eingeleitet. (Inso-
fern ist die Debatte um die EU-Richt-
linie auch ein Beispiel für die unten 
von Claude Turmes vorgestellte inter-
nationale Zivilgesellschaft.) Eine Regie-
rungskrise wäre fällig, wenn die beiden 
Mehrheitsparteien sich nicht dem Wil-
len des DP-Ministers beugen und den 
ethischen Argumenten der NRO und 
der Kirche stattgeben würden.

Kann man sich da noch wundern, wenn 
nicht nur bei Jugendlichen ein weit 
verbreitetes Desinteresse an parlamen-
tarischer Politik festzustellen ist? ein 
Ohnmachtgefühl, das in Nachbarstaa-
ten ohne Wahlzwang zu immer neuen 
Negativrekorden bei der Wahlbeteili-
gung?

Unter diesen Umständen wird die poli-
tische Debatte immer weniger von 
den Parteien geführt, als eher von 

Nicht-Regierungsorganisationen, die 
sich engagiert bestimmter Teilbereiche 
der Politik annehmen und in ihrem Auf-
treten z. T. den Eindruck erwecken, als 
sprächen sie im Namen des Volkes. 

„Die Demokratie lebt vom Mitwirken 
der Bürger an den sie betreffenden Ent-
scheidungen. Im Zeitalter der Massen-
kommunikationsmittel und des Mul-
timediasystems kann diese Teilnahme 
sich nicht mehr auf den alle fünf Jahre 
– oder im kommunalen Bereich nur 
alle sechs Jahre – vorgeschriebenen 
Urnengang beschränken. Angesichts 
der wachsenden Komplexität der sich 
stellenden Herausforderungen braucht 
eine lebendige Demokratie einerseits 
BürgerInnen, die Interesse an poli-
tischen Entscheidungen zeigen, von 
denen die gesamte Gesellschaft betrof-
fen ist, und andererseits BürgerInnen, 
die in Entscheidungsprozesse integriert 
sind.“ So schrieb die forum–Redaktion 
1999 nach den damaligen Legislativ-

Die repräsentative Demokratie 
wird von korporatistischen 
Gremien ergänzt, die den 

verschiedensten Akteuren des 
öffentlichen Lebens ein Recht auf 

Mitsprache gewähren, 
zumindest in den jeweiligen,  

sie betreffenden Teilbereichen.

wahlen in einer Plattform, die sie 
zusammen mit ASTI, ASTM, ATD-
Quart Monde und Mouvement écolo-
gique erarbeitet hatte (vgl. forum  Nr. 
193/Juli 1999).

Sogar wenn, wie in der parlamentarisch-
repräsentativen Demokratie üblich, die 
Beteiligung des Volkes am politischen 
Entscheidungsprozess auf den alle fünf 
Jahre stattfindenden Wahlvorgang 
beschränkt ist, muss zwischen zwei 
Wahlterminen eine politische Debatte 
stattfinden, damit das Wahlvolk am 
Wahltag in voller Sachkenntnis abstim-
men kann und nicht nur aufgrund des 
Haarschnitts der KanditatInnen oder 
der Ästhetik der Wahlplakate seine Ent-
scheidung trifft. Die Entwicklung läuft 
allerdings unter maßgeblichem Einfluss 
der traditionellen Parteien in die Rich-
tung des personalisierten, apolitischen 
Wahlkampfs. Daran hat auch die Wirt-
schaftslobby ihr Interesse, da sie auf-
grund persönlicher Beziehungen zu den 
politischen Mandatsträgern ihren Ein-
fluss informell und ohne öffentlichen 
Legitimationszwang erfolgreich geltend 
machen kann.

Die neokorporatistische 
Demokratie
Nun hat gerade Luxemburg ein politi-
sches Modell entwickelt, das sehr stark 
auf einer großen Zahl von Konsultati-
vorganen aufbaut, von den schon zu 
Beginn der 20er Jahre des 20. Jahr-
hunderts geschaffenen Berufskammern 
über den Wirtschafts- und Sozialrat, 

der sich vor kur-
zem allerdings über 
seine Marginalisie-
rung im politischen 
Entscheidungspro-
zess beklagte, bis 
hin zur nicht legal 
verankerten, aber 
umso häufiger kon-
sultierten Tripar-
tite, in der die sog. 
‚forces vives de la 
nation’ unter sich 
sind, ganz zu 
schweigen von den 
zahllosen Conseil 
supérieur de la 
chasse, Conseil natio-
nal de
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 l’enseignement supérieur, Conseil national 
des programmes usw. usw., in die nicht 
nur die traditionellen Gewerkschaften 
und Patronatsverbände ihre Delegierten 
entsenden dürfen, sondern gar NRO 
wie das Mouvement écologique. Die 
repräsentative Demokratie scheint von 
außen betrachtet folglich durch ein 
korporatistisches, gremiengestütztes 
Demokratiemodell ergänzt zu werden, 
das den verschiedensten Akteuren des 
öffentlichen Lebens ein Recht auf Mit-
sprache gewährt, zumindest in den 
jeweiligen, sie betreffenden Teilberei-
chen.

Dieses Konsensmodell hat aber auch 
seine Haken. Einerseits besteht die 
Gefahr der Selbsttäuschung, dass hier 
tatsächlich die Zivilgesellschaft an 
politischen Entscheidungen beteiligt 
sei, denn im natürlich beschränkten, 
geschlossenen Luxemburger Milieu sind 
es zumeist immer dieselben Leute, die 
namens der um ihr Gutachten gebe-
tenen Gremien ihre Meinung äußern 
und durchsetzen. Selbst in NRO wie 
dem Automobilclub oder dem Konsu-
mentenschutz sind Arbeitgebervertre-
ter und Gewerkschaftsdelegierte tonan-
gebend. Und in der Regel sind es haupt-
amtliche Vertreter der Gewerkschaften, 
Berufskammern, ja selbst der NRO, 
die schriftliche Gutachten für Regie-
rung oder Parlament verfassen bzw. 
während der Arbeitszeit an Sitzungen 
der genannten Konsultativorgane teil-
nehmen (können). Abkömmlichkeit ist 
weiterhin eine Voraussetzung zur Teil-
nahme am politischen Leben. Die Basis 
bleibt immer noch außen vor. 

Andererseits sind die zahlreichen Kon-
sultativorgane auch eine geschickte 
Möglichkeit, potentielle Gegner einer 
politischen Maßnahme in den Entschei-
dungsprozess einzubinden und damit 
als Gegner auszuschalten. Der Konsul-
tationsmechanismus dient dann nur als 
Alibi, um den autokratischen Charak-
ter der Beschlüsse der Regierenden zu 
verschleiern.

Darüber hinaus hat man öfters den Ein-
druck, dass die Stellungnahmen dieser 
Konsultativorgane eigentlich gar nicht 
mehr erwünscht sind bzw. dass sie gar 
keinen Einfluss haben, wenn man sieht, 
wie selbst das Parlament vor vollen-
dete Tatsachen gestellt wird. Informel-
len Kontakten von Patronatsvertretern, 

seltener auch von Gewerkschaftsbossen 
ist im Luxemburg ‚der kleinen Wege’ 
wohl der größere Einfluss zuzuschrei-
ben.

Die partizipative Demokratie
Will man aber vom Modell einer vir-
tuellen Demokratie loskommen ohne in 
die Gefahren einer neokorporatistischen 
Demokratie zu fallen, haben sicher 
Nicht-Regierungsorganisationen à la 

Mouvement écologique, Greenpeace, 
ASTI, ASTM, ATD–Quart Monde, 
Amnesty International, Flüchtlingsrat, 
Caritas und wie sie alle heißen eine 
wesentliche Rolle zu spielen. Um eine 
partizipatorische Demokratie aufzu-
bauen, braucht die Gesellschaft Sprach-
rohre, die zwischen zwei Wahlterminen 
die politische Debatte beleben: tradi-
tionelle wie die Gewerkschaften, Patro-
natsverbände, Kirchen, aber auch neue 
soziale Bewegungen wie die Dritte-
Welt-Organisationen, die Umwelt-Ver-

einigungen, die Ausländer-Assoziatio-
nen oder die Friedensbewegung. Vor-
aussetzung ist allerdings auch, dass sie 
sich selbst der öffentlichen Debatte stel-
len und nicht darüber erhaben spüren; 
das gilt genauso gut für Patronatsver-
bände wie für den Mouvement écolo-
gique. Zudem muss jeder seine Kom-
petenz kennen und die Grenzen seiner 
Kompetenz anerkennen. Bei aller fach-
lichen Spezialisierung, die ohne einen 
gewissen Grad der Professionalisierung 
nicht auskommt, ist bei allem auf 
die interne Demokratie zu achten, da 
ansonsten auch bei NRO durchaus die 
Gefahr der Institutionalisierung und 
Verselbständigung besteht, so dass man 
ihnen leicht ihre demokratische Legiti-
mation absprechen kann. 

Ein eigenes Kapitel stellt dann noch der 
Aktionismus dar, der nicht nur die tradi-
tionellen Meinungsbildungsmechanis-
men der parlamentarischen Demokratie 
in Frage stellt, sondern sich selbst über 
den Rechtsstaat hinwegsetzt und gar 
Gerichtsurteile, die zu seinen Ungun-
sten ausfallen, anzuerkennen sich wei-
gert. Die Rechtfertigung solcher Aktio-
nen liefert Pascal Husting von Green-
peace Luxemburg in seinem Beitrag. 

Für eine neue Partizipation müssen 
natürlich auch neue Gremien geschaf-
fen werden bzw. alte neu benutzt wer-
den. Die in dieser Nummer vorge-
stellten Beispiele von Beckerich und 

Die zahlreichen Konsultativorgane 
sind aber auch eine geschickte 
Möglichkeit, potentielle Gegner 

einer politischen Maßnahme 
in den Entscheidungsprozess 

einzubinden und damit  
als Gegner auszuschalten.
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Esch-an-der-Alzette zeigen, wie das 
zumindest auf Gemeindeebene ohne 
größeren Aufwand sofort machbar ist. 
Die schon ältere Beckericher Erfahrung 
zeigt zudem, dass über echte Konsul-
tierungsprozesse, Bürger neuen Zugang 
zur Politik finden, eine neue, emanzipa-
torische Politisierung stattfinden kann, 
die Rede von der politischen Lustlo-
sigkeit und Ohnmachtgefühl ein Ende  
finden kann. A contrario zeigt das 
Beispiel aber auch, dass bestimmte 
politische Kräfte wahrscheinlich gar 
kein Interesse an einer stärkeren 
Bürgerbeteiligung am demokratischen 
Meinungsbildungsprozess haben. Erny 
Gillen erhebt zusätzlich die Forderung 
nach Einbeziehung der NRO in die 
staatlichen Konsultativorgane wie Wirt-
schafts- und Sozialrat.

Die Legitimation dieser NRO liegt nicht 
nur, wie der Mouvement écologique 
schreibt, im Engagement seiner Mit-
glieder, denn die Mitglieder könnten 
sich theoretisch für durchaus undemo-
kratische Ziele engagieren, sondern in 
der öffentlichen Debatte, die sie lostre-
ten. Sascha Bremer schreibt in seinem 
Beitrag über „Démocratie et délibéra-

tion“: „La décision légitime n’est pas la 
volonté de tous, mais celle qui résulte 
de la délibération de tous; c’est le pro-
cessus de formation des volontés qui 
confère sa légitimité au résultat.“ Paul 
Zahlen weist in seinem Beitrag nach, 
dass gerade diese Organe der Zivilge-
sellschaft eine wesentliche Rolle für 

den sozialen Zusammenhalt der Gesell-
schaft spielen, eine Leistung, die der 
formale politische Diskurs sicher nicht 
alleine zustande bringen würde. 

In Zukunft müssen Wege gefunden wer-
den, den formalen Mehrheitsentscheid 
und die öffentliche Debatte enger mit-

Es müssen Wege gefunden 
werden, den formalen 

Mehrheitsentscheid und die 
öffentliche Debatte enger 

miteinander zu verknüpfen.  
Im Zeitalter der Massen-

kommunikation kommt den 
Medien dabei die  

entscheidende Rolle zu.

einander zu verknüpfen. Im Zeitalter 
der Massenkommunikation kommt den 
Medien dabei die entscheidende Rolle 
zu. (Ob die sich immer ihrer Verantwor-
tung in diesem „öffentlichen Gespräch“ 
bewußt sind, ist eine andere Frage.) 
Minister Frieden hat das verstanden, 
als er die Kammer zur Kulisse für 
seine RTL-Intervention degradierte. Er 
scheint aber dabei die Spielregeln der 
parlamentarischen Demokratie zu ver-
gessen, während etliche NRO ihrer-
seits zur Selbstüberschätzung tendie-
ren und den gesamtgesellschaftlichen 
Meinungsbildungsprozess auf ihre Mit-
glieder zu beschränken scheinen.

Die forum–Redaktion ist sich im klaren, 
dass sie für die mit diesem Dossier 
aufgeworfene Problematik keine defi-
nitive Analyse parat hat. Die Beiträge 
mögen auch etwas disparat wirken, 
weil die Rolle der Zivilgesellschaft 
im politischen Meinungsbildungspro-
zess in Luxemburg noch kaum unter-
sucht wurde. Von der Auswertung 
der European Values Study sind in die-
sem Zusammenhang vielleicht schon 
im Herbst interessante Ergebnisse zu 
erwarten.

m.p.




